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Sehr geehrter Herr Präsident
Am 17. Juli hat der brasilianische Kongress das «Allgemeine Umweltlizenzgesetz» verabschiedet, das von der Zivilgesellschaft auch als «Zerstörungsgesetz» (PL da Devastação) bezeichnet wird. Jetzt wird es von Ihnen geprüft.Wenn Sie das Gesetz unterzeichnen, wird es die Befugnisse der Bundesbehörden zur Erteilung von Umweltgenehmigungen massiv schwächen. Zukünftig wäre die automatische Genehmigung der meisten Projekte über eine «Lizenz durch Haftung und Verpflichtung» möglich – die ausschliesslich auf Selbsterklärungen basiert. Vorherige Umwelt- oder Menschenrechtsprüfungen würden entfallen. Ausserdem wären ganze Sektoren wie die Agroforstwirtschaft und die Viehzucht von der Genehmigungspflicht ausgenommen. Stattdessen sieht das Gestz eine «spezielle Umweltlizenz» für sie vor, mit der von der Regierung bestimmte strategische Projekte ohne umfassende Umweltprüfung beschleunigt werden könnten. Diese Änderungen stellen ernste und unumkehrbare Risiken für das Recht auf eine saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt dar und würden die Umweltzerstörung, den Verlust der biologischen Vielfalt und den Klimawandel beschleunigen.
Der Gesetzesentwurf sieht ausserdem eine Einschränkung der Mitspracherechte von Institutionen vor, die sich für den Schutz indigener Rechte einsetzen. Diese sollen nur noch einbezogen werden, wenn es um die Genehmigung um Projekte geht, die sich auf bereits demarkiertem Land befinden. Dabei werden die vielen Gebiete ausser Acht gelassen, die nach wie vor auf die formelle Anerkennung als angestammtes Gebiet der indigenen Bevölkerung warten. Dies untergräbt die kollektiven Rechte indigener Gemeinschaften und Quilombolas auf ihr Land, ihre Territorien und Ressourcen.
In Anbetracht der schwerwiegenden Auswirkungen des geplanten Gesetzes und der verfassungsrechtlichen Verantwortung, die Sie tragen, bitte ich Sie eindringlich, Ihr vollständiges Veto gegen das «Zerstörungsgesetz» (PL da Devastação) einzulegen, um das Leben und die Menschenrechte, einschliesslich des Rechts auf eine gesunde Umwelt, zu schützen. 
Ich möchte betonen, dass die Verabschiedung eines solchen Gesetzes den internationalen Menschenrechts- und Umweltverpflichtungen Brasiliens widersprechen würde, insbesondere mit Blick auf den brasilianischen Vorsitz bei der UN-Klimakonferenz 2025 (COP30). Jemand, der sich als Verfechter des Umweltschutzes sieht, kann eine solche Bedrohung der Menschenrechte und der Klimagerechtigkeit nicht zulassen.
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